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Sachverhalt und Anträge 

I. Der BeschwerdefUhrer hat sich am 21., 22. und 
23. November 1979 der ersten Eignungsprüfung für 

die beim EPA zugelassenen Vertreter unterzogen. 
Am 19. März wurde ibm mitgeteilt, daB er die PrU-
fung nicht bestanden habe, und am 8. April 1980 
erhob er gegen diese Entscheidung Beschwerde, der 
nicht abgeholf en wurde. Dieses Verfahren fUhrt das 

Aktenzeichen D 02/80 und wurde mit einer Entschei-

dung der Beschwerdekantmer in Disziplinarangelegen-
heiten vom S. Dezenther 1981 beendet, weiche die die 
Organisation der PrUfurig betreffenden Beanstandungen 
verwarf, im Ubrigen die angefochtene °Entscheidung 

aufhob und die Angelegenheit zum erneuten Entscheidung 
an die Prilfungskornmission zurUckverwies. 

In ihrer BegrUndung war die Kanuner davon ausgegangen, 
daB der Beschwerdeführer mangels vorheriger Einsicht 

in seine Prüfungsarbeiten, die ibm erst durch eine 
Zwischenentscheidung der Kainmer vorn 15. Dezernber 1980 
zuerkannt wurde, seine Beschwerde vor der Koirimission 

nicht in gehoriger Weise hatte begrUnden können. 

Foiglich war die Abhilfe durch die Kornmission a 
priori praktisch ausgeschlossen, und daher muBte 
das Verfahren mit einer neuen Entscheidung der 
Koinrnission durchgefUhrt werden. 
AuBerdem wurde die PrQfungskommission durch die 
Kamzner aufgefordert, zu uberlegen, oh bei unter-
schiedlicher Notengebung durch die einzelnen PrU-
fer die angewandte Methode der "Notenabgleichung" 
richtigere Ergebnisse gewahrleistet als die Metho-

de der arithmetischen Mittelwertbildung. 

.1... 
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Am 10. März 1982 teilte die PrUfungskommission den 
Beschwerdeftihrer mit, sie sei auch nach erneuter 
Beurteilung der PrUfungsarbeiten zu den Ergebnis 
gekoinmen, daB er 'die Eignungsprüfung nicht bestanden 
habe. 

Wie schon in ihrer Mitteilung vom 19. März 1980, 
fUgte sie hinzu, daB ihrer Ansicht nach die PrUfungs-
arbeiten B, C und D "unzureichend" seien und daB 
die Leistung des Bewerbers in der Arbeit A nicht 
ausreiche, urn insgesarnt die zurn Bestehen erforder-
liche Bewertung zu erzielen. Uberdies sei die Kommis-
sion, urn die Anregung der Kaininer zu beantworten, der 
Arisicht, daB. bei unterschiedlicher Notengebung durch 
die PrUfer die Methode der "Notenabgleichung" rich-
tigere Ergebnisse als die Methode der arithrnetischen 
Mittelwertbildung ergebe. 

Am 15. März 1982 legte der Beschwerdefilhrer gegen diese 
neue Entscheidung der Prflfungskoinmission Beschwerde 
em. 

In zwei BegrUndungen vom 3. Mai und 28. Juni 1982 
wiederholte er die Argumente, die er in den frtihe-
ren Verfahren, besonders in einer Begrilndung von 
14. Mai 1981, entwickelt hatte. 

Der Beschwerdeftihrer hatte in semen ersten Schrei-
ben insbesondere ge1ted' ,gemacht: 

Was die Prflfungsarbeit A betrif ft, seien die Prflfer 
zunächst stark vorieinander abgewichen und hätten 
sich dann auf die ursprünglich untere Bewertung ge-
einigt. 
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Was die Prüfungsarbeit B betrifft, sei - wie übri-
gens auch bei der PrUfungsarbeit A - eine Ermessens-
f rage, näinlich die erflnderische Tätigkeit, unberech-
tigt zurn Gegenstand der Bewertung gemacht warden. 

Was die Prüfungsarbeit D betrifft, sei - wie auch 
bei der Bewertung der Arbeit A - bei der Abstilumung 
zwischen den beiden Prfern der unterste Wert beibe-
halten und nicht der arithrnetische Durchschnitt er-
rechnet warden. 

In den Schriftsätzen yam 03.05.1982 und 28.06.1982 
hob der BeschwerdefUhrer hervar, daB nur die restriktive 
Tendenz und die Strenge der PrUfer und deren Beein-
flussung durch die Anweisungen der Kommission die 
schlechten Gesamtergebnisse der ersten EignungsprU- 
fung erklären könnten, bei der 64 % der Bewerber 
durchgef alien seien. 

Er fflgte hinzu, daB einige Prilfer unter Verletzung 
der Regel 95a EPU Abschriften der Prüfungsarbeiten 
A bis D zerstört hätten, wodurch er in seiner Argu- 
mentation behindert worden sei, und daB darüber hinaus 
auf den ibm überiassenen Kopien die Namen der ver-
schiedenen PrUfer unlesbar gemacht und durch abstrakte 

-J 
Bezeichnungen ersetzt warden seien. Er sehe darin 
einerseits eine ungerechtfertigte Einschränkung des 
Einsichtsrechts, das ibm von der Kainmer ausdrticklich 
zuerkannt warden sei, und andererseits ein Hindernis, 
die Verhaltensweise der PrUfer, die einen Teil der 
Akten veriiichtet hätten, durch die zustandigen Organe 
Uberprtif en zu lassen. 

.1... 
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In der mündlichen Beschwerdeverhandlung am 21. Septem-
ber 1982 beantragte der EeschwerdefUhrer: 

festzustellen, daB Nurrimer 6 der Anweisungen an 
die Bewerber für den Ablauf der PrUfung in Wider-
spruch zu den Befugnissen stehe, die die PrUfungs-
korumission durch Artikel 5 Absatz 2 VEP erhalten 
habe; 

die angefochtene Entscheidung der Prüfungskornmission 
vom 19. März 1980 aufzuheben und die Sache an die 
Prilfungskommission zurUckzuverweisen, und zwar mit 
der Weisung, die PrUfungsarbeiten A bis D unter ge-
bflhrender und nachprüfbarer BerUcksichtigung der 
Beschwerdebegrflndungen von 14.05.1981 und 03.05.1982 
erneut zu beurteilen und anhand dieser Beurteilung 
neu zu entscheiden sow'ie das unklare, unUbliche Prin-
zip der ttNotenabgleichung" zu definieren und zu er-
läutern; 

C) hilfsweise eine erneute Beurteilung seiner Arbei-
ten A bis D durch die Beschwerdekaxrimer in Diszi-
plinarangelegenheiten unter BerUcksichtigung sci-
ner Beschwerdebegrfi.ndungen vorzunehmen, gegebenen-
falls im Rahmen dieser oder einer anderen mUndli-
chen Verhandlung; 

d) für den Fall, daB die Beschwerdekarnmer weder den 
Hauptantrag noch den Hilfsantrag stattgibt, zur 
Sicherung einer einheitlichen Rechtsanwendung die 
GroBe Beschwerdekarnmer mit der Frage zu befassen, 
ob die Beschwerdekaxnmer in Disziplinarangelegen-
heiten sich mit den vorgenannten Hilfsantrag be-
fassen mUsse; 
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für den Fall, daB von vorstehenden Eilfsantrag 
Gebrauch gernacht wird, das Verfahren auszusetzen, 
bis die GroBe Beschwerdekaxnmer entschieden habe; 

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung der 
Prflfungskoinxnission von 10. März 1.982 - gegebenen-
f ails nach der, wie aufgezeigt, inglichen tJmgradu-
ierung der Prflfungsarbeiten A bis D - festzustellen, 
daB er die erste europäische EignungsprUfung bestari-
den habe. 
Die Beschwerdekarnmer Inöge ferner die Prüfungskornmis-
sion veranlassen, ibm die Namen der Mitglieder des 
PrUfungsausschusses zu nennen, welche die Kopien 
seiner Prüfungsarbeiten A bis D erhalten und sie 
nicht in seine Akten zurilckgegeben hä.tten. 

Der BeschwerdefUhrer trâgt unter anderem vor, seine 
frühere Beschwerde könne in Gegensatz zur Behauptung 
in Schreiben der PrUfungskornrnission von 10. Mârz 1982 
nicht sorgfältig zur Kenntnis genommen worden sein, 
da es keine entsprechende Unterlagen bei semen 
Prflfungsakten gäbe. AuBerdem erläuterte er in 
semen Vortrag anhand einer Skizze, daB für die Prü-
fungsarbeit D in Gegensatz zu A und B ein die Note 7 

- 

überbewerterides nicht lineres Intervail zur Noten-
gebung vorgesehen worden sei. 

--.7.. 
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EntscheidungsgrUnde 

Urn das Verständnis der folgenden Ausführungen zu 
erleichtern, mUssen die einzelnen Punkte der An-
trâge in chronologischer Reihenfolge ihres Eingangs 
untersucht werden, ohne darauf einzugehen, weiche 
Anträge der Beschwerdeführer letztlich als "Haupt"-
oder "Hilfs"-Anträge bezeichnet hat. 

Zu Punkt a der Antràge 

Art. 5(2) der Vorschriften über die europäische Eig-
• nungsprUfung vorn 21. Oktober 1977 lautet: 

"Die PrUfungskornmission erläBt die Vorschriften für 
die Durchführung der Prufung. Insbesondere bestirnmt 
sie, weiche BUcher und rJnterlagen die Bewerber benut-
zen dUrf en, sorgt für die Aufsicht bei der PrUfung 
und entscheidet über Mal3nahmen, die gegenUber Bewer -
bern, die einer Täuschung oder eines Täuschungsver-
suchs überführt werden, zu trefferi sind." 

Nurnmer 6 der Anweisungen an die Bewerber für den Ab-
lauf der Prflfung lautet andererseits: "Beschwerden 
flber die Durchführung der Prüfung werden von der 
Prufungskorrunission nur dann behandelt, wenn sie 
spâtestens eine Stunde nach den SchluBzeichen am 

- letzten PrUfungstag gegenUber einer Aufsichtsperson 
schriftlich unter .Darlegung der Tatsachen vorge-
bracht warden sind." 
Der Beschwerdefflhrer macht geltend, daB die Kornmission 
bei ErlaB dieser letzten Ariweisung ihren in Artikel 5 
(2) VEP festgelegten Zuständigkeitsrahmen Uberschrit-
ten habe. 

.1... 
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Dagegen läl3t sich zunächst einwenden, daB die 
Beschwerdekaxnmer in ibzer Entscheidung vom 8. De-
zember 1981 mit dem Hinweis, daB sich der Beschwer -

deflihrer nicht an Nuinrner 6 der Anweisungen gehalten 
habe, stillschweigend deren Rechtm.Bigkeit anerkannt 

hat. 
Der BeschwerdefUhrer hatte damals zugegeben, daB er 
von den Anweisungen rechtzeitig Kenntnis erhalten 
habe, hatte aber deren GUltigkeit nicht angezweifelt. 
Es ist daher anzunehmen, daB die durch die angeblich 

ungUnstigen äuBeren Umstände der Prüfung vom Novem-
ber 1979 bedingten Zweifel an der GUltigkeit der An-
weisungen endgüitig durch die Entscheidung vom 8. De-

zember 1981 ausgelöst wurden. 

Darüber hinaus behauptet der BeschwerdefQhrer heute zu 
Unrecht, daB die Aufzählung der Befugnisse der Kommis-
sion in Artikel 5 (2) VEP erschöpfend sei. Das Wort 
"insbesondere", dem die Worte "in particular" in der 
englischen Fassung und "en particulier" in der fran-
zösischen Fassung genau entsprechen, besagt im Gegen-
teil, daBes sich urn eine nicht erschöpfende Aufzäh-

lung handelt. 

Die Anweisung, daB Beschwerden Uber die Durchführung 
der Prufung. in einer bestiinmten Form und innerhaib 
einer bestirmnten Frist gegenüber den Aufsichtsperso-
nen vorgebracht werden rnUssen, ist keineswegs unbillig, 
sondern knUpft direkt an die in Artikel 5 (2) VEP aus-
dri.cklich genannten Bedingungen für die Aufsicht bei 

den PrUfungen an. 

Punkt 1 der Anträge, in dern die Karnrner im Ubrigen nur 
urn eine "Feststellung" ersucht wird, kann daher nicht 

stattgegeben werden. 

..1. - 
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3. Zu Punkt b der Anträge 

Der Hauptantrag des Beschwerdeftihrers geht dahin, 
die Sache an die PrQfungskornmission mit der Weisung 
zurUckzuverweisefl, erstens die Prtifungsarbeiten A 
bis D unter Berücksichtigung der dargelegten Krite-
rien erneut zu beurteilen und zweitens den Begriff 
der "Notenabgleichuflg" zu definieren. 

Nach Artikel 23 (1) und (3) der Vorschriften Uber 
die europäische Eignungsprüfung für die beim Euro-
päischen Patentamt zugelassenen Vertreter (AB1. EPA 
1977, S. 101) kann gegen die Entscheidungen der PrU- 
fungskommission "wegen Verletzung dieser Vorschriften" 
Beschwerde erhoben werden. Diese Vorschriften können 
von der Beschwerdekammer nicht dahingehend erweitert 
werden, daB sie ihre Befugnisse ausdehnt and die Noten-
gebung der Korrektoren in zweiter Instanz beurteilt. 
Es kann allenfalls beschlossen werden, wie dies die 
Beschwerdekalnmer in Disziplinarangelegenheitefl hereits 
am 04.02.82 (Sache D 01/81, AB1. EPA 7/1982, S. 258) 
getan hat, daB ihre Befugnis darin besteht, zu prflf en, 
ob die Vorschriften der VEP mit höherrangigem Recht, 
insbesondere mit den EPU, in Ubereinstimmung stehen 

- 

	

	 and ob die Entscheidung der Prflfungskommission auf 
einer Verletzung dieser Vor.schriften beruht. 

In vorliegenden Fall beziehen sich die zahireichen Be-
anstandungen des Beschwerdeführers in wesentlichen auf 
die Notengebung durch die PrUfer and auf deren, nach 
seiner Meinung zu groBen Strenge, die die Beschwerde-
karnmer jedoch nicht in Frage stellen kann. 

Die einheitliche Anwendung eines strengen MaBstabes 
verstöBt namlich nicht gegen die Prflfungsvorschriftefl 
and es fällt in die Kompetenz der Prüfungskomnmission 
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und nicht der Kainmer, zu bestirrirnen, ob ein strenger 

oder milder MaBstab anzulegen ist. 

Eine der Hauptbeschwerden des Eeschwerdeführers 
richtet sich gegen die Tatsache, daB die PrUfungs-
kommission die Methode der "Notenabgleichung" der 
Methode der arithmetischen Mittelwertbildung vorge-
zogen hat. Ganz abgesehen davon, daB die Methode der 
Notenabgleichung von der Karurner in ihrer Eritscheidung 
yam 8. Dezember 1981 grundsatzlich stillschweigend 
gebilligt warden ist - sonst htte sie die Prflfungs-

kornmission nicht ersucht, die Var- und Nachteile 

beider Systeme zu Uberdenken - 1 kann sie auch nicht 

van vornherein abgelehnt werden. 
Wenn sich em PrflfungsausschuB aus mehreren PrU-
fern zusamrnensetzt, wird die Nate van dern AusschuB 
als Ganzes vergeben und die Noten seiner Mitglieder 

können bis zur endgtLltigen Entscheidung nur als blof3e 
Vorschlâge angesehen werdén. 
Die endgültige Nate als soiche ergibt sich entweder 
aus dem arithmetischen Mittel der vorgeschlagenen 
Naten - wenn sich alle Korrektoren ainig sind - oder 
aus einer Gesamtnate, die in der abschlie3enden Bera-

tung vergeben wird. 

DaB diese Bewertung nicht ungewohnlich ist zeigt eine 
Entscheidung aus der Bundesrepublik Deutschland 
durch den Bundesfinanzhof, der sogar nach weiter 
gegangen ist, als er am 11.05.1982 entschieden hat, 
daB tin Sonderfall des Umlaufverfahrens die Er-
inittlung der Gesamtnote durch das arithmetische Mittel 
verboten sei (Der Betriebsberater, Heft 23, 20.08.1982) 

.../.. 



Kurz zusainmengefaBt gewährleistet die einheitliche 
Methode der "Notenabgleichung" ebenso wie die 
Methode der Mitteiwerthildung eine gleichrnal3ige 
Bewertung und verstöl3t damitnicht gegen die 
Prufungsvorschriften. 

Daher nuB Punkt 2 der Anträge ebenf ails zurUckgewiesen 
werden. 

Zu Punkt c der Antrage 

Soweit die Zuständigkeit der Beschwerdekarnmer in 
Disziplinarangelegenheiten gegenUber der Prfifungs-

kommission dur.ch Artikel 23 (1) und (3) VEP (Vor-
schriften fiber die europäische Eignungsprflfung für 
die beim EPA zugelassenen Vertreter - Azntsblatt EPA 
1977, 101) in der obigen Auslegung abgegrenzt ist, 
kann die Beurteilung der Karnmer zurnindest danri nicht 
an die Stelle der Benotung der PrUfer treten, wenn - 
wie in vorliegenden Fall - eine ohne weiteres zu 
behebende Verletzung der Vorschriften weder bewiesen 
noch auch nur behauptet worden und auch nicht er-
kennbar ist. 

Dagegen bezieht sich der von BeschwerdefUhrer heran-
gezogene Artikel 22 (3) der Vorschriften in Disziplinar-
angelgenheiten von zugelassenen Vertretern (Ants- 
blatt EPA 1977, 91) mit Verweisung auf Artikel 111 
(1) (2) EPU auf die Kaininer in Verhältnis zumn Disziplinar-
rat bzw. AusschuB und nicht in Verhltnis nit der 
Prflfungskommnission. 

Zu den Punkten d und e der Anträge 

Die Gro8e Beschwerdekammer ist nach Artikel 22 (1) 
EPU zustandig für "Entscheidungen Uber Rechtsfragen, 

.1... 
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die ihr von den Beschwerdekarnmern vorgelegt werden" 
(erste Hypothese) oder "die Abgabe von Stellungnahmen 
zu Rechtsfragen, die ihr von Präsidenten des Euro-
pischen Patentarntes nach Artikel 112 vorgelegt wer-
den" (zweite Hypothese). 

Da in Artikel 112 (1) b) präzisiert wird, wann der 
Präsident die GroBe Bescherdekainmer befassen kann, 
nämlich, "wenn zwei Beschwerdekarnmern voreinander 
abweichende Entscheidungen getroffen haben", liegt 
es auf der Hand, daB die zweite Hypothese nicht für 
die Beschwerdekaxnmer in Disziplinarangelegenheiten 
gelten kann, da diese das einzige Organ ihrer Art ist 
und sornit in ihren Entscheidungen nicht von einer 
parallelen Instanz abweichen kann. 

Was die erste Hypothese anbelangt, so ist die Befas-
sung der GroBen Beschwerdekarnxner bei Disziplinarver-
fahren sowohi vorn Wortlaut als auch vom Sinn der 
einschlägigen Rechtstexte her ausgeschlossen. 

Zurn Wortlaut: In Artikel 22 (1) a) EPU heiBt es: 
"Die GroBe Beschwerdekaxruner ist zuständig für Ent-
scheidungen Uber Rechtsfragen, die ihr von den Be-
schwerdekammern vorgelegt werden". Es ist kiar, daB 
dieser Artikel sich bei deth Begriff "Beschwerdekam-

mern" iinplizit auf dn unrnittelbar vorangehenden Ar- 
tikel 21 bezieht und sornit die Kainrnern Ineint, die "für 
die Prüfung von Beschwerden gegen Entscheidungen der 

Eingangsstelle, der PrUfungsabteilungen, der Einspruchs-
abteilungen und der Rechtsabteilung" zustandig ist, 
also die Juristische Beschwerdekarnrner und die Technischen 
Beschwerdekanimern, nicht aber die Beschwerdekarruner in 
Disziplinarangelegenheiten. 

.1... 
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Zum Sinn: Die Beschwerdekaltilfler in Disziplinarangelegeil-
heiten des EPA (abgekUrzt "Disziplinarkarnmer" ge-
nannt), die durch Artikel 5 der Disziplinarvor-
schriften vom 21. Oktober 1977 errichtet wurde, 1st 
genau genorrtxnen kein Organ zur Durchführung der in 
A.rtikel 15- EPU genannten Verfahren und ist urn übrigen 

in diesem Artikel auch nicht aufgefUhrt. 

un Ubereinkonunen, das vom 5. Oktober 1973 stairimt, 
konnte nicht von einem Organ die Rede sein, das 
erst auf Grund einer am 21. Oktober 1977 in Kraft 
gesetzten Vorschrift errichtet warden ist. Dies 
1st auch später nicht korrigiert warden, so daB 

mit Sicherheit kein Versehen vorliegt. 

Während Mitglieder der Beschwerdekaxnmern. ein_:. 
schlieBlich der GroBen Beschwerdekammer nach den 
Artikein 21 bis 23 alle rechtskundig oder technisch 
vorgebildet sind und vom Verwaltungsrat besonders 
ernannt werden, setzt sich die Beschwerdekarnmer in 
Disziplinarangelegenheitefl nach Artikel 10 der Vor-
schriften vain 21. Oktober 1977 aus drei rechts-
kundigen Mitgliedern der Beschwerdekanunern und zwei 
besonders ernannten zugelassenen Vertretern zu-

sanunen. 

Wenn der Gesetzgeber die Absicht gehabt hätte, die 
Zustàndigkeit der GroBen Eeschwerdekarnmer auf die 

Entscheidungen der sogenannten Disziplinarkarnmer, 
also auf Rechtsfragen in Disziplinarangelegenheiten, 
auszudehnen, so hätte er wohl kaum anstelle der 
zugelassenen Vertreter technisch vorgebuldete Mit-

glieder vorgesehen. 

Die Beschwerdekainmer kann daher auch den Pu.nkten 4 

und 5 des Antrages nicht stattgeben. 

.1... 



6. Zu Punkt f der Anträge 

In dem Punkt f  wird beantragt, die Karnmer solle 

nach einer tJmgraduierung feststellen, daB der 
Kandidat die Prüfung bestanden hat, und die 
Prüfüngskornmission veranlassen, daB ihm die 
Nainen. der Korrektoren mitgeteilt werden, die 
Kopien seiner PrUfungsarbeiten erhalten und nicht 
in die Akten zurUckgegeben haben. 

zuin ersten Xntrag wurde bereits ausgefUhrt, daB 
die Kammer nicht anstelle der PrUfungskommission 
die Arbeiten bewerten könne. Auch die Graduierung 
liegt im Erinessen der Prflfungskommission, wenn 
nicht bewiesen oder geltend gemacht wird, daB sie 
nicht für alle Kandidaten gleich gewesen ist und 
damitgegen den Grundsatz der Gleichheit verstoBen 
hat. 

Was die Preisgabe der Nainen der Korrektoren anbe-
langt, so gibt der Beschwerdeftihrer zu erkennen, 
daB er glaubt, sich auf diese Weise die Möglich-
keit verschaff en zu können, Schritte gegen die 
Prflfer zu unternehxnen. 

Er wirft ihnen jedoch weer Befangenheit noch 

Rechtsbeugung vor. 

Es ist deshaib nicht Aufgabe der Karniner, der 
keine persönliche Haftungsklage gegen einen der 
Prüfer vorliegt und auch nicht vorgelegt werden 
kann, über die Zulässigkeit eines Beweismittels 
in einern Verfahren zu entscheiden, für das sie 
nicht zuständig ist. 

.1... 
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7. Zu der Behauptung, daB ein Teil der benoteten 

Kopien zerstört warden sei 

Aus einem Briefwechsel zwischen der Prflfungs-

korumission und dern BeschwerdefUhrer geht hervor, 

daB die Prtifer nicht die Originale, sondern nur 

Fotokopien der Arbeiten erhaiten, auf denen sie 

die Noten, die sie zu vergeben beabsichtigen, 

sowie etwaige Bemerkungen eintragen. Nach Ab-

schiuB des Bewertungsverfahrens verbleiben die 

Kopien im Besitz der Prflfer. Irn vorliegenden Fall 

fehiten von den acht Kopien der Arbeiten A und B 

vier, in deren Benotungsverinerke der Kandidat somit 

keine Einsicht nehmen konnte. 

Dasselbe war bei einer der vier Kopien der Arbeit 

D der Fall. 

Der Beschwerdeführer beruft sich unter anderem auf 

Artikel 125 EPU und vertritt zu Recht die Auf-

fassung, daB eine soiche Verfahrensweise einen 

schweren VerstoB gegen sein Recht auf Einsicht in 

die Prufungsunterlagen darstelle, das ibm doch aus-

drUcklich in den frUheren Verfahren. durch die Ent- 

scheidungen yam 15. Dezember 1980 und 4. Februar 1981 

zuerkannt warden sei. 

Als Entschuldigung fUr die PrUfungskommission ware 

denkbar, daB dem Kandidaten zurn Zeitpunkt der Ver-

nichtung der Kopien das Recht auf Einsicht in die 

Bewertungen der PrUfungskornmission in Form einer 

Einsichtnahrne in die benoteten Kopien noch nicht 

von der Kainmer zuerkannt warden war. 

Es gilt jedoch zu bedenken, daB dem erfoiglosen 

Kandidaten bei der angewandten Benotungsmethode 

-j 
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nur die Originale seinerArbeiten zur BegrUndung 
einer etwaigen Beschwerde zur Verfügung stUnden, 
wenn jeder PrUfer sich das Recht herausnehmen 
wUrde, die in seinem Besi.tz befindliche Kopie 
nach der Benotung zu vernichten; auf den Originalen 
fehlt hingegen jegliche Benotung, so daB sie für 
den Kandidaten praktisch wrtlos sind. 

Entgegender Auffassung des BeschwerdefUhrers stelit 
die den Prüfer vorgeworfene Handlung keinen Ver-
stoB gegen die Regel 95 a EPU dar, die nur die 
Aufbewahrung der Akten der europäischen Patentan-

rneldungen betrifft. 
Sie ist vielinehr eine Verletzung des Recht des 
erfoiglosen Kandidaten auf Einsicht in die Beur-
teilung der PrUfungskornmission, die in seinern 
Falle so graviererid ist, daB sie die Nichtigkeit 
der gesanten PrUfung zur Foige hat. 

Nach den in den Vertragsstaaten ailgemein gültigen 
Grundsätzen des Verfahrensrechts, die die Karnrner 
•zutreffend. gemäB Artikel 125 EPU hier zu berück-
sichtigen hat, fflhrt die Verletzung eines Rechts-
grundsatzes in einem Verfahren dazu, daB das gesarrite 
Verfahren von Ants wegen für nichtig erklrt werden 
nuB. 

Das heiBt jedoch nicht, daB die Karnxner die Eignungs-
prUfung in Fall des Kandidaten für bestanden er-
klärt. Sie kann nur erklären, daB davon auszugehen 
ist, daB der Kandidat an der Prüfung nicht teilge-
noinmen hat, und ihn für den Fall, daB er an einer 
neuen Prflfung teilnimrat, von der Zahiung der ent-
sprechenden Gebühr befreien. 



Der Vorsitzende: 

pt, 	_t 

Der Geschäftsst eamte: 

a 	 - 17 - 

?us diesen Gründen wird wie fclgt entschieden: 

Die Entscheidung der Prflfungskommission yam 10. März 1982 

wird aufgehoben und die erste Eignungsprilfung für die 

beim EPA zugelassenen Vertreter, was den Beschwerde-

führer betrif ft, als nichtig erklärt. 

Die Anträge auf ZurUckweisung der Sache an die Kommis-

sian sowie auf Befassung der GroBen Beschwerdekarnmer 

sowie auf Mitteilung der Namen der Mitglieder der ver-

schiedenen Prflfungsausschüsse werden abgelehnt. 

Der BeschwerdefUhrer hat das Rech sich einer neuen 

PrUfung zu unterziehen, ohne die entsprechende Gebühr 

zu zahien. 


